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DIE „schlimmste Krise seit den
30er Jahren, deren Ende nicht
in Sicht ist“ (»Wall Street Jour-

nal«) ist eine Krise, die die gesamte Welt-
wirtschaft erfasst hat. US-Finanzminister
Paulson fordert denn auch unverhohlen
die anderen Länder auf, sich an der staat-
lichen Rettungsaktion für die Finanzkon-
zerne zu beteiligen.

700 Milliarden Dollar fordert die
Bush-Regierung zur „Rettung“ der Ban-
ken, der Spekulanten, nachdem sie schon
über 700 Mrd. Dollar in den letzten sie-
ben Monaten in die maroden Finanz-
märkte gepumpt hat. Die Millionen Ame-
rikaner, die ihre Häuser und Wohnungen
verlieren, die 91 Millionen US-Bürger,
die in Armut oder am Rande der Armut
vegetieren – sie können auf keine staatli-
che Hilfe rechnen. Im Gegenteil: die 700
Milliarden Dollar für die Hochfinanz sol-
len durch weitere Schnitte in den öffent-
lichen Haushalt aufgetrieben werden.

Merkel und Steinbrück begrüßen am
22. 9. für die Große Koalition das milliar-
denschwere Dollar-Hilfspaket der US-
Regierung, erklären aber gleichzeitig, mit
der „Finanzkrise“ müsse die USA allein
fertig werden. Während sie noch klarstel-
len, auf Europa können die USA nicht
rechnen, fordert der zuständige EU-Bin-
nenkommissar Creevy eine „gemein-
same, koordinierte und kohärente Ant-
wort auf EU-Ebene“.

Das ist dieselbe EZB, Institution der
EU, die im Namen des freien und unver-
fälschten Wettbewerbs jede staatliche
Hilfe zur Rettung von Arbeitsplätzen und
Produktion – wie im Falle Nokia – strikt
untersagt; und die im Gegenteil, im
Namen desselben unantastbaren Wettbe-
werbsprinzips, die Verlagerung der Pro-
duktion in Billiglohnländer begünstigt
und damit die dramatische Ausweitung
von Dumpinglöhnen, die Zersetzung der
Tarifverträge und Ausgliederungen in

tariffreie Zonen fördert. Und EU/EZB,
die innerhalb weniger Wochen Milliar-
den-Euro-Beträge für die internationalen
Finanzinvestoren frei machen kann, ver-
schärft den Druck auf die nationalen
Regierungen, ihre Haushalte auf Null-
Neuverschuldung zu bringen, zum Preis
der Aushöhlung der sozialen Sicherungs-
systeme, des Kahlschlags gegen Kran-
kenhäuser, Schulen, Nahverkehr…

… und die SPD
Steinbrück, der noch am 16. Septem-

ber bei seiner Haushaltsrede im Bundes-
tag vor Schwarzmalerei, vor „Sado-
Maso-Tendenzen“ gewarnt hat, nutzt als
Minister der Großen Koalition die Regie-
rungserklärung vom 25. September, um
auch die deutsche Bevölkerung auf mas-
sive soziale Einschnitte einzustimmen:
Nach diesem „schwarzen September“
werde „die Welt nicht wieder so werden,
wie vor dieser Krise“. Deutschland
müsse als Folge der Finanzmarktkrise
mit einem lang andauernden Abschwung
und dem Verlust von Arbeitsplätzen rech-
nen.

Gleichzeitig geißelt er die „unverant-
wortliche Gier“ nach immer höheren
Renditen, für das der Deregulierungs-
wahn angloamerikanischer Prägung ver-
antwortlich sei, und lobt die Robustheit
des deutschen Bankensystems mit seinen
drei Säulen.

Kein Deregulierungs„wahn“ in
Deutschland?

Ist es vergessen, dass die Große Koali-
tion, deren Minister Steinbrück und
Steinmeier sind, schon 17 Mrd. Euro in
die 3 Landesbanken und die IKB
gepumpt hat – aus dem öffentlichen
Haushalt geraubt zur Sicherung der Ren-
dite für die Spekulanten und Banken?

War es nicht Steinbrück, der jetzt das
zügellose Renditestreben ohne „ausrei-
chende Regulierung“ in den USA
anklagt, der alles dafür getan hat, das
öffentliche Bankensystem zu deregulie-
ren und unter dem Druck der EU der Pri-
vatisierung auszuliefern? Ist er es nicht,
der die Fusion der Landesbanken und
Sparkassen zu 2-3 Großbanken betreibt,
damit sie, befreit von der Fesseln der Ver-
pflichtung auf die Gemeinnützigkeit,
noch „zügelloser“ auf den internationalen
Finanzmärkten als „global player“ agie-
ren können? Wurden nicht durch Stein-
brück als Minister der Großen Koalition
die Hedgefonds legalisiert und die Steu-
erfreiheit für Veräußerungsgewinne ein-
geführt – zur „Förderung des Finanzplat-
zes Deutschland“, d.h. zur Förderung der
Spekulation und Renditejagd der Finan-
zinvestoren?

Wer hat denn die Post, Telekom, die
großen staatlichen Unternehmen der
öffentlichen Daseinsvorsorge, an die
Finanzinvestoren/Heuschrecken ausge-
liefert wenn nicht die Große Koalition,
mit ihren Ministern Steinbrück und
Steinmeier, unterstützt von Müntefering?
Und jetzt soll auch die Bahn mit dem
Börsengang an internationale Finanz-
investoren verschleudert werden.

Und zwar zum Preis der Zersetzung
des Flächentarifvertragssystems, des
massiven Abbaus von Arbeitsplätzen, der
Verurteilung weiterer 10.000er Arbeit-
nehmerInnen zu ungeschützten Billig-
jobs und auf Kosten der Leistungen der
öffentlichen Daseinsvorsorge für die
BürgerInnen?

Jetzt müssen alle zahlen – ist das
Credo der Regierungserklärung der
Steinbrück und Merkel. In dieser Situati-
on putschen Müntefering und Steinmeier
gegen den SPD-Parteivorsitzenden Beck,
der eine vorsichtige „Korrektur der sozia-
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len Ungerechtigkeiten“ angemahnt hatte,
und zwingen sich als Vorsitzender und als
Kanzlerkandidat der SPD auf. Begleitet
vom Beifall der EU und des großen Kapi-
tals geht es ihnen darum, die SPD der
Fortsetzung der Agenda-Politik, der Poli-
tik des sozialen Kriegs gegen die Bevöl-
kerung, zu unterwerfen. Eine Politik, die
der Grund ist für die langen Jahre der
Wahlniederlagen und Massenaustritte, für
den Niedergang der SPD – bis hin zu den
bayrischen Landtagswahlen.

Die breiteste Mehrheit der SPD-Mit-
glieder und –WählerInnen wollen und
brauchen dagegen eine SPD und Regie-
rung, die sich befreit von dem Diktat der
EU und dem Krisendiktat des Finanz-
kapitals.

Die 135.000 Beschäftigte aus den
Krankenhäusern fordern auf einer macht-
vollen Demonstrationen die finanziellen
Mittel für die Garantie einer verantwortli-
chen Krankenversorgung – statt der Milli-
arden zur Rettung der Spekulantengewin-
ne. 40.000 VW-Beschäftigte demonstrie-
ren für den Erhalt des VW-Gesetzes zum
Schutz der Arbeitsplätze und Produktion,
gegen seine Liquidierung durch die EU.

60 SPD- und Gewerkschaftsverant-
wortliche haben einen Aufruf „Für mehr
soziale Gerechtigkeit“ veröffentlicht und
antworten damit auf die Forderungen der
Gewerkschaften nach Maßnahmen zur
Rettung und Wiederaufbau des Sozial-
staats.

SPD-Mitglieder und Gewerkschaf-
terInnen haben mit ihrem Vorschlag, dass
dieser Aufruf zum Antrag für das Wahl-
programm der SPD werden muss und dar-
auf der Spitzenkandidat sowie der Partei-
vorsitzende verpflichtet werden, ein Echo
in der SPD, aber auch darüber hinaus in
den Gewerkschaften und bei den Arbeit-
nehmerInnen gefunden.

Sie schreiben: „Wir sind überzeugt,

Desaster für die CDU – CDU und SPD zahlen für die Politik
der Großen Koalition; SPD büßt für den Wahlkampfeinsatz
von Steinmeier und Müntefering

Landtagswahl in Bayern:
Historische Niederlage für die CSU.

Mit 43,4 % (–17,3 gegenüber 2003) fährt
sie das schlechteste Ergebnis seit 1954 ein.
Sie verliert 1.617.401 Stimmen.

Die SPD erzielt mit 18,6% der Stim-
men (–1% gegenüber 2003) ihr schlechte-
stes Wahlergebnis seit 1945. Sie büßt
41.235 Stimmen ein.

Die Linke erzielt 4,3%, das sind
461.131 Stimmen.

Die Wahlbeteiligung ist leicht von 57,1
(2003) auf 58,1% gestiegen.

Kommunalwahl in Brandenburg:
Bei einer Wahlbeteiligung von 50,3%

gegenüber 45,8% 2003 hat die CDU deut-
lich verloren und rutscht auf 19,8%,
gegenüber 27,3% 2003.

Die SPD kann leicht hinzugewinnen
und kommt auf 25,8% gegenüber 23,5%
2003; während die Linke 24,7% erreichte.
2003 kam die PDS auf 21,3%.

D.h. die SPD konnte so gut wie nichts
aufholen von den erdrutschartigen Verlu-
sten von 15% in den Wahlen 2003.

Niemand, weder die Medien noch die
politischen Verantwortlichen, wollen
davon sprechen. Doch es ist Fakt:

es ist die verheerende Politik der
Großen Koalition, der die WählerInnen in
Bayern wie in Brandenburg eine klare
Absage erteilt haben, wie zuvor in Hessen.

Dafür hat die SPD bezahlt: Der bayeri-
sche SPD-Spitzenkandidat Maget hatte im
Wahlkampf mit Müntefering und Stein-
meier (nach ihrem Putsch gegen Beck)

zwei offensive Verfechter für die Fortset-
zung der Agenda-Politik in der Großen
Koalition nach Bayern geholt.

Dafür steht auch der SPD-Landesvor-
sitzende und Ministerpräsident von Bran-
denburg, Platzeck.

Es war dagegen die Offensive der hes-
sischen SPD mit Andrea Ypsilanti für eine
sozialdemokratische Regierung für eine
Politik der sozialen Gerechtigkeit – in
Abkehr von der Agenda-Politik, die die
Chance für die SPD eröffnet hat, Wähler-
stimmen für eine Regierungsmehrheit zu
erobern.

Muss das nicht zum Signal werden für
den a.o. SPD-Parteitag am 18. Oktober in
Berlin? – CARLA BOULBOULLÉ

Aus dem Inhalt

Nach dem Putsch
– Vor dem SPD-Parteitag

BERLIN:
135 000 demonstrieren für die
Rettung der Krankenhäuser

Beiträge zur Delegation
zur EU-Kommission am 12. 9.

Europäischer Pakt
zur Einwanderung

dass eine Offensive der SPD für die von
der Mehrheit leidenschaftlich geforderten
Maßnahmen für mehr soziale Gerechtig-
keit die Unterstützung der Gewerkschaf-
ten des DGB finden wird und die Wähler-

stimmen der arbeitenden Bevölkerung
und Jugend für eine Regierungsmehrheit
erobern kann.“

CARLA BOULBOULLÉ
28. September 2008


